REDE 5. MAI 2007

Wachsende Stadt – schrumpfende Behindertenhilfe

Hallo miteinander. Viele werden mich kennen. Ich bin Gerlef Gleiss.  Ich bin Mitarbeiter der Beratungsstelle für behinderte Menschen des Vereins „Autonom Leben“. Und ich bin auch seit Jahren immer mit an der Durchführung des 5. Mai, des Aktionstages für die Gleichstellung behinderter Menschen, beteiligt, den wir dieses Jahr immerhin schon zum 16mal machen.   

„Hamburg – eine wachsende Stadt“ ist das Motto des CDU-Senats. Die SPD will die „menschliche Metropole“. Die Grünen immerhin noch „die kreative Metropole“. Auf das Wahlkampfmotto der neuen Linkspartei müssen wir noch etwas warten. Wo die behinderten Menschen bei der zukünftigen Politik der Oppositionsparteien bleiben, können wir nur vermuten. Die Ergebnisse der Hamburger CDU-Politik spüren wir heute schon.

Ganz sicher ist: die Hamburger Wirtschaft boomt. Über 500 Mil. Euro Steuermehreinnahmen im vergangenen Jahr. Dieses Jahr werden es vielleicht noch mehr. Aber wo geht das Geld hin?  Zunächst Zinszahlungen an die Banken und Reichen, bei denen sich Hamburg verschuldet hat. Und dann in Vorzeigeprojekte wie Hafencity oder die Elbphilharmonie. Mit falschen Zahlen und  leeren Versprechungen werden sie politisch durchgesetzt. Bei ihrer Verwirklichung zeigen sich dann die tatsächlichen Kosten. Die Liste der Fehlentwicklungen ist beeindruckend: U4 in die Hafencity plus 43 Mio. Euro (298 Mio. statt geplanter 255 Mio. Euro); Ortsumgehung Finkenwerder plus 25 Mio. Euro (58 Mio. statt geplanten 33 Mio. Euro); Hamburg Messe plus 28 Mio. Euro (353 Mio. statt geplanten 325 Mio. Euro); Flughafen S-Bahn plus 40 Mio. Euro (280 Mio. statt geplanter 240 Mio. Euro); Elbphilharmonie plus 37 Mio. Euro (114 Mio. statt geplanter 77 Mio. Euro); S 3 nach Stade: plus 29 Mio. Euro (72 Mio. statt geplanten 43 Mio. Euro). Das führt in der Summe allein bei den genannten Projekten zu Mehrausgaben von 202 Mio. Euro.

Das Geld muss dann an anderer Stelle wieder eingespart werden: zum Beispiel bei den Hartz IV-Empfängern oder der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen.

Aber bleiben wir noch einen Moment bei Vorzeigeprojekten. Die reiche Stadt Hamburg könnte ja auch ganz andere Vorzeigeprojekte finanzieren.

Zum Beispiel die Internetplattform „hamburg.de“.  Hamburg könnte daraus ja eine beispielhafte, wirklich barrierefreie Internetseite machen, die allen Hamburgern und Hamburgerinnen kostenfrei zur Verfügung steht. Die leichte Sprache benutzt und Teilhabe für alle ermöglicht. Hamburg könnte gleichzeitig an jeder Ecke einen kostenlosen Zugang zum Internet bereitstellen. Aber was passiert stattdessen? Hamburg.de ist selbst für sehende Menschen schwer nutzbar. Die wenigen kostenfreien Möglichkeiten für Vereine oder einfache Bürger wurden beseitigt und jetzt als trauriger Höhepunkt wurde ganz hamburg.de an den Axel-Springer-Verlag verkauft. Der öffentliche Aufschrei dagegen unterbleibt. Auch deshalb weil dieser Verlag mit seinen Zeitungen und seinem Beteiligungen am Privatfernsehen schon jetzt weitgehend die öffentliche Meinung kontrolliert.

Beispiel Wilhelmsburg, die schöne und größte Flussinsel Europas. Es ist sehr zu begrüßen, dass für diese bisher vernachlässigte Ecke Hamburgs endlich mehr Geld ausgegeben werden soll. Hamburg könnte beispielhaft die ganze Insel neu gestalten, mit den eindeutigen und vorrangigen Zielen der Barrierefreiheit, der Teilhabemöglichkeit der Bewohner und Bewohnerinnen und des vielfältigen Miteinanders.  Stattdessen wird wahrscheinlich das Geld nur rausgeschmissen für teure Architekten und ihre spektakulären Projekte wie die bewohnbare Elbbrücke oder Touristenattraktionen während der Internationalen Gartenbauausstellung. Das Ergebnis wird allenfalls sein, dass Besserverdienende dorthin ziehen und die bisherigen Bewohner verdrängen.

Ein letztes Beispiel: das  Schanzenviertel und die dortige Strasse  „Schulterblatt“. 

Mit Millionen Euros wurde diese Straße schick gemacht. Aber die Barrierefreiheit wurde „vergessen“. Obwohl diese nicht teurer gekommen wäre. Mit dem gleichen Geld hätte man die Bürgersteige nur noch etwas mehr anheben müssen du schon wären die meisten Stufen und Schwellen zu den Geschäften verschwunden. Man hätte beispielhaft das Gespräch mit den Inhabern der anliegenden Geschäfte suchen können und sie gegebenenfalls mit Nachdruck an die Vorschriften der Barrierefreiheit in der Hamburgischen Bauordung erinnern können. Man hätte also die Umbauten des Schulterblattes nutzen können, um ein leuchtendes Beispiel für Barrierefreiheit zu setzen. Man hätte so eine „Piazza“ schaffen können, die wirklich alle uneingeschränkt nutzen könnten. Aber dazu fehlte das Problembewusstsein bei den Bauherren und sonstigen Verantwortlichen.

Stattdessen gibt es jetzt nur  Rampen vor einigen Geschäften durch eine Privatinitiative eines Künstlers. Diese hat er selbst gebaut und bezahlt. Er musste jahrelang für eine Genehmigung kämpfen. Und er musste eine extra Haftpflichtversicherung abschließen. Jede vermeidbare Stufe ist aber im Grunde ein ständiger Verstoß  gegen die Hamburgische Bauordnung. Eine Rampe vor einem Café wurde vom dessen Inhaber wieder abgebaut, um mehr Tische aufstellen zu können. 

So geht Hamburg mit seinen eigenen Gesetzen um!

Kommen wir zur so genannten „Ambulantisierug“. Hamburg lässt sich dafür loben, dass es endlich ernst macht mit dem Vorrang der ambulanten Hilfen vor den stationären. Selbst Vertreter des Selbstbestimmten Lebens aus anderen Städten lassen sich blenden. 

Aber wie sieht es wirklich aus?

Die Abkommen zur Ambulantisierung zwischen der Sozialbehörde und der Stiftung Alsterdorf, der Behindertenhilfe Hamburg, dem Rauhen Haus, Leben mit Behinderung Hamburg und den anderen Anbietern von Behindertenhilfen wurden über die Köpfe der Betroffenen abgeschlossen. Sie gelten bis 2010 oder noch länger. Die wirtschaftlichen Interessen der Anbieter wurden weit mehr berücksichtigt als die Hilfebedürfnisse der behinderten Menschen, die ambulantisiert werden sollen. 

Völlig ungeklärt ist die Frage der Mieten. Die meisten Ambulantisierten werden Bezieher von Grundsicherung sein und auf Dauer bleiben. Die Mietobergrenzen, die die Behörde aber beim Bezug von Grundsicherung festgelegt hat, sind viel zu niedrig. Es gibt dafür nicht genug Wohnungen. 

Wo sollen die Menschen mit Behinderung dann wohnen?

Es gibt drei wichtige Formen von ambulanter Eingliederungshilfe. Das sind: die Wohnassistenz, die pädagogische Betreuung im eigenen Wohnraum (PBW), und die personenbezogenen psychologischen Maßnahmen (PPM). Bei allen drei Hilfeformen wurden pünktlich zum Beginn der Ambulantisierung die Voraussetzungen, um sie zu erhalten, verschärft und der mögliche Umfang der Hilfen verringert. 

Dabei müssten die Möglichkeiten, diese Hilfen zu erhalten - zumindest vorübergehend - deutlich ausgeweitet werden. 

Insbesondere der Übergang von der stationären Wohngruppe in die eigene Wohnung und in die ambulante Versorgung bedeutet doch für viele davon Betroffene riesige Schwierigkeiten, die nur mit mehr und neuen Hilfen gelöst werden können. Viele kennen nicht die Hilfebedarfsgruppe, in der sie eingestuft wurden, Sie wissen nicht, welche Hilfen es geben kann. Sie wissen nicht die Höhe der zu zahlende Miete. Sie kennen nicht ihre Rechte oder die Menge Geld, die sie ausgeben können. Sie müssen den Alltag erst lernen. Von den Ängsten und anderen psychologischen Problemen, die mit der Ambulantisieung einhergehen, ganz zu schweigen. 

Sie werden damit alleingelassen.

Neben diesen für den Einzelnen nun schrumpfenden Eingliederungshilfen gibt es ambulant noch die Möglichkeit auf Haushaltshilfe. Doch auch diese wurde im Zuge der Ambulantisierung geringer und nicht ausgeweitet. Durch eine bürokratische Neubestimmung durch den Hamburger Senat, was Haushaltshilfe ist und wer sie bekommen darf, wurde erreicht, das viele behinderte Menschen nun gar keine solche Hilfe mehr erhalten können. Und diejenigen, die sie noch erhalten dürfen, müssen einen großen Teil davon selbst bezahlen. 

Bleibt als letzte große ambulante Hilfe die Pflege. Doch auch hier sieht es nicht anders aus. Auch hier wurden die Verträge und Bestimmungen neu formuliert, so dass es zukünftig schwieriger wird, ausreichend ambulante Pflege finanziert zu bekommen 

Um es mehr behinderten Menschen - insbesondere auch stark lernbehinderten Menschen - zu ermöglichen, in der eigenen Wohnung leben zu können, müsste aber der Pflegebegriff großzügig ausgelegt werden. Die Möglichkeiten, häusliche Pflege nicht in kleinen Stücken als einzeln festgelegte und abgerechnete Verrichtung zu erhalten, sondern stundenweise, müssten ausgeweitet werden. Aber das Gegenteil passiert. Die Sozialbehörde unterwirft sich noch mehr als bisher, den Pflegekassen und deren engen medizinischen Bestimmungen, was Pflege ist.  Und zukünftig gilt, dass man erst ab einem täglichen Bedarf von 8 Stunden „intensiver Pflege“ diese nach Zeit abrechnen und als „persönliche Assistenz“  erhalten darf.   Menschen mit einer schweren geistigen Behinderung sollen sie gar nicht mehr erhalten.

Wenn wir heute Betroffene fragen, was sie mit der Ambulantisierung verbinden, dann erhalten wir fast immer als erstes die Antwort: Weniger Hilfen als bisher!

Und sie haben Recht!

Die Ambulantisierung, wie sie gegenwärtig betrieben wird, ist ein großes Täuschungsmanöver. Sie bringt nicht – wie versprochen - mehr Selbstbestimmung. Sie bedeutet für die meisten Ambulantisierten weniger Rechte, weniger Schutz und weniger Unterstützung als bisher.

Und sie bedeutet für diejenigen, die viel Assistenz benötigen, dass sie weiter in den Wohngruppen und Heimen verbleiben müssen oder neu dort untergebracht werden. Auch wenn sie nicht wollen. Das einzige, was zählt sind  nicht Selbstbestimmung und gesellschaftliche Teilhabe, sondern die Kosten. 

Das dürfen wir uns nicht gefallen lassen!

